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Stellungnahme zur Finanzdienstleistungsverordnung (FIDLEV), zur Finanzinstitutsverordnung 

(FINIV) und zur Aufsichtsorganisationenverordnung (AOV) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für Ihre Einladung zur Stellungnahme zu den obengenannten Verordnungen. 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) hatte zwar im Oktober 2014 grundsätzlich positiv 

zum Vernehmlassungsentwurf des Bundesgesetzes über die Finanzdienstleistungen (FIDLEG) und 

des Bundesgesetzes über die Finanzinstitute (FINIG) Stellung genommen. Die neue Gesetzgebung 

hätte den Kundenschutz im Finanzbereich stärken sollen, was begrüssenswert gewesen wäre. Eine 

materiell zu den ausländischen und insbesondere europäischen Regelwerken äquivalente Finanz-

marktregulierung ist ausserdem Voraussetzung für den Marktzugang schweizerischer Finanz-

dienstleister. 

Es sei aber darauf hingewiesen, dass erstens diverse Vorschläge des SGB nicht in die Vorlage 

aufgenommen wurden. So hatte der SGB gefordert, dass Mitarbeitende von der Haftung (Art. 69 

FIDLEG) ausgeschlossen werden, Pönalisierungen von Kunden-Finanzdienstleister-Verhältnissen 

dürfen nicht auf Kosten der Arbeitnehmenden stattfinden. Nun wird die Haftung gemäss FIDLEG 

auch auf natürliche Personen angewandt, es werden gar Strafbestimmungen in Form von Freiheits- 

und Taggeldstrafen festgelegt. Der SGB hat in der Stellungnahme zum FIDLEG und zum FINIG klar 

festgehalten, dass das inakzeptabel ist, weil diese regelmässig arbeitsrechtlich einer Loyalitäts-

pflicht ihrem Arbeitgeber gegenüber unterstehen und weisungsgebunden sind. Vielmehr hätten 

analoge Formen aus dem Verwaltungsstrafrecht (z.B. Bewilligungsentzug für die Finanzdienstleis-

ter) Anwendung finden müssen. Ausserdem wurde zweitens die Vorlage in den Räten gegenüber 

der Vorlage des Bundesrates massiv verschlechtert: Von Anleger- und Konsumentenschutz ist 

nicht mehr viel übrig. Die Versprechungen an die Geschädigten von Lehman Brothers und anderen 

werden nicht eingehalten. Von der geplanten Beweislastumkehr, dem Prozesskostenfonds, dem 

Gruppenvergleichsverfahren und dem leichteren Zugang zum Recht ist nicht mehr viel vorhanden.  

Mit diesem Hintergrund nimmt der SGB gerne zu den Finanzverordnungen Stellung. Sie wurde mit 

dem Schweizerischen Bankpersonalverband SBPV koordiniert. 

Bern, 6. Februar 2019

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Rechtsdienst SIF 

Bundesgasse 3  

3003 Bern 

 

rechtsdienst@sif.admin.ch 
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Finanzdienstleistungsverordnung (FIDLEV) 

Art. 5: Anrechenbares Vermögen beim Opting-out 

Die Kundensegmentiertung kann den Anlegerschutz torpedieren, weil jemand mit einem höheren 

Vermögen gemäss FIDLEG als Finanzexperte gilt und daraus folgend keine besondere Schutzbe-

dürfnisse geltend machen kann. Das ist problematisch. Wir begrüssen daher, dass immerhin Im-

mobilienanlagen, Ansprüche aus Sozialversicherungen und Guthaben aus der beruflichen Vor-

sorge nicht dem Vermögen angerechnet werden. 

Art. 7, Abs. 4: Information über die Finanzdienstleistung und die Finanzinstrumente  

Ergänzend soll festgehalten werden, dass ebenso mündlich auf die grossen Risiken aufmerksam 

gemacht werden muss.  

Art. 8, Abs. 3: Information über die Kosten 

Die Differenz ist zu begründen, wenn die tatsächlichen Kosten erheblich von den näherungsweise 

angegebenen abweichen. Diese Bestimmung ist anzufügen. 

Art. 9: Information über wirtschaftliche Bindungen 

Es ist zu ergänzen, dass die involvierten Firmen namentlich genannt werden müssen. Es ist nicht 

nachvollziehbar, weshalb das nicht zu einem besseren Verständnis für den Konflikt führen soll, wie 

das der Bundesrat erläutert.  

Art. 23 Abs. 1 lit.b 

Darin werden den Finanzdienstleistern Pflichten bezüglich der Auswahl und Weiterbildung der Mit-

arbeitenden auferlegt. Von den im Bereich Legal und Compliance von Finanzdienstleistern tätigen 

Mitgliedern des Schweizerischen Bankpersonalverbands haben wir die Rückmeldung erhalten, 

dass anlässlich jeder Weiterbildung immer wieder die gleiche Frage aufgeworfen wird: Müssen 

Mitglieder des oberen Managements und der Geschäftsleitung die Weiterbildung ebenfalls absol-

vieren? Die Antwort ist eindeutig ja, denn sonst könnten sie die ihnen gemäss Kompetenzordnung 

zur Entscheidung zugewiesenen Geschäfte – mit der geforderten Mindestkompetenz – gar nicht 

beurteilen. Dennoch werden regelmässig Personen des oberen Managements und der Geschäfts-

leitung davon ausgenommen. Dabei haben die Untersuchungen der Aufsichts- und Strafverfol-

gungsbehörden in den letzten Jahren die Notwendigkeit dieses Erfordernisses aufgezeigt. Auch 

wenn «Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter» in Art. 30 FIDLEV bereits umfassend definiert ist, schlagen 

wir zur Verbesserung der vorherrschenden Praxis eine Ergänzung von Abs. 1 lit. b vor: 

b. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sorgfältig auswählen und dafür sorgen, dass diese und die 

Mitglieder des oberen Managements und der Geschäftsleitung die Aus- und Weiterbildung in Be-

zug auf die Verhaltensregeln und die spezifischen Sachkenntnisse erhalten, die sie für die Erfüllung 

ihrer konkreten Aufgaben benötigen; 

Art. 23 Abs. 1 lit. c  

Die Vergütung der Mitarbeitenden erfolgt aufgrund der jährlichen Leistungsvereinbarung und -be-

urteilung. Zudem nur, sofern die gesetzten Ziele vollständig erreicht worden sind. Entsprechend 

hat sich das US-Departement of Justice während des Programms für Schweizer Banken besonders 

für die Leistungsvereinbarungen der Mitarbeitenden interessiert.  
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Art. 30 FIDLEV hält Folgendes fest: «Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Finanzdienstleisters 

gelten auch die Mitglieder des Organs für die Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle, des Organs für 

die Geschäftsführung, die unbeschränkt haftenden Teilhaberinnen und Teilhaber sowie Personen 

mit vergleichbaren Funktionen.» Die Erfahrung der letzten Jahre und insbesondere in der jüngsten 

Vergangenheit in Zusammenhang mit dem Verband der Raiffeisenbanken erfordern eine analoge 

Definition von «Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern» auch für Art. 23. Aufgrund ihres Ausschlusses 

von der operativen Tätigkeit müssen die Mitglieder des Organs für die Oberleitung, Aufsicht und 

Kontrolle für die Zwecke von Art. 23 eingeschlossen werden. Ausserdem kann das schädigende 

Verhalten nicht nur Kunden betreffen, sondern auch Teilhaber, wie z.B. Aktionäre oder Genossen-

schafter. 

Abs. 1 lit. c ist daher zu ergänzen: 

c. mit den Leistungsvereinbarungen für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Mitglieder der 

Geschäftsführung, die unbeschränkt haftenden Teilhaberinnen und Teilhaber sowie Personen mit 

vergleichbaren Funktionen, keine Anreize zur Missachtung der gesetzlichen Pflichten oder für 

schädigendes Verhalten gegenüber Kundinnen und Kunden oder ihren Teilhabern schaffen. 

Art. 25: Organisatorische Vorkehrungen 

Mit diesem Artikel werden Finanzdienstleister angehalten, Vorkehrungen zur Verhinderung von In-

teressenkonflikten zu treffen. Dabei ist jeweils immer nur von «Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern» 

die Rede (Art. 25 Abs. 1 FIDLEV). 

Die Skandale in der Finanzindustrie der letzten Jahre haben auf eindrückliche Art und Weise auf-

gezeigt, dass der grösste Handlungsbedarf bezüglich der Verhinderung von Interessenkonflikten 

nicht beim durchschnittlichen Arbeitnehmenden, Mitglied des Kaders oder der Direktion besteht, 

sondern auf der Stufe von Verwaltungsrat, Geschäftsleitung und zuweilen der Revisionsstelle. Vor 

diesem Hintergrund und im Interesse aller Teilnehmenden des Finanzplatzes – einschliesslich aller 

Kundinnen und Kunden – erscheint es als sachgerecht, auch innerhalb von Art. 25 den Begriff des 

Mitarbeiters und der Mitarbeiterin genau zu umschreiben (analog Art. 30 FIDLEV). Damit werden 

ausdrücklich auch die mit den grössten Risiken für Interessenkonflikte behafteten Funktionen an-

gesprochen. 

Deshalb ist Art. 25 mit einem neuen, zusätzlichen Absatz 2 zu ergänzen, dessen Text inhaltlich 

demjenigen von Art. 30 entspricht: 

(neu) 2. Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Finanzdienstleisters gelten auch die Mitglieder 

des Organs für die Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle, des Organs für die Geschäftsführung, die 

unbeschränkt haftenden Teilhaberinnen und Teilhaber sowie Personen mit vergleichbaren Funkti-

onen. 

Art. 98ff: Ombudsstellen 

Es ist für die Unabhängigkeit der Ombudsstellen unerlässlich, dass sie rechtlich, finanziell und 

administrativ unabhängig sind. Wir beantragen eine Verankerung in der FIDLEV und eine Strei-

chung oder Abänderung von Art. 101 Abs. 2, welcher diesem Grundsatz widerspricht. 
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Anhang 11: Risikoprofil des Finanzprodukts 

Der Bundesrat macht bisher keine Vorgaben für die Berechnung des Performance- und Risikopro-

fils. Dies ist zu ändern, damit das Ziel des Basisinformationsblattes, die Anlegerinnen und Anleger 

angemessen über die Risiken und Renditen zu informieren, erfüllt wird. 

Anhang 12: Kosten des Produkts 

Analog zu Anhang 11 fehlen auch hier verbindliche Vorgaben. Nur wenn klar ist, welche Laufzeiten 

und Renditemodelle angewandt werden müssen, ist sichergestellt, dass Kosten und Rendite reali-

sitisch ausgewiesen werden. 

Finanzinstitutsverordnung (FINIV) 

Art. 62 und 63: Mindestkapital und Sicherheiten / Eigenmittel und Risikoverteilung 

Wertpapierhäuser können gemäss Art. 41 lit. c FINIG Eigenhandel betreiben und als Market-Maker 

agieren. Analog zu den Banken braucht es klare Anforderungen an das Eigenkapital für solche 

Wertpapierhäuser, ansonsten wird mit Kundengeldern spekuliert werden. Diese Anforderungen 

sind in Art. 62 und 63 FINIV zu definieren.  

Aufsichtsorganisationenverordnung (AOV) 

Keine weitergehenden Bemerkungen. 

Besten Dank für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Vania Alleva Giorgio Tuti Daniel Lampart 

Vizepräsidentin Vizepräsident Leiter SGB-Sekretariat 

123  DL/AK/én 


